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194/J #. n1' l' t g i 

aer Abg_ K a n d U t". 0 h. 6 tEIn d EI b' ach, E ben -b :1. c 11 1 . EI r 
und Genossen 

aA den B~na8.kanller~ 
betreftend Sohattuna eines' Gesetzes gegen die Besohränkung. des Wettbe­

werbes. -... ~ 
Der Herr B~e~kanzler hat in letzter Zeit wiederholt erklärt; cla~ 

er und seine Partei 'sich zum aystem der "sozialen Marktwirtsohaft- beken-

. nen, was; soweit es "siCh um das theoretisohe Bekenntnis ru.ncielt, von deD 
,nfrageete~lenden Abgeordneten nioht überpl'\1ft und daher nioht bestritte.n 

wer4en kann. Der Herr Bundeskanzier hat aber weiters er~lä.rt, da" dank 

4er Tätigkeit sei~er Partei das Prinzip der treien Marktwirtschaft 1m 

Wlrt.obafteBea~hehe~ österreiohs bereits weitestgehend verwirklic~t sei 

und d.84 diesem Umst~nd entsoheidende Bedeutung für die wirteohatt11oMn 

Erfolge der letzten,Jahre zuko~e. Die'Bundesregierung werde eisher a~ 

,eelCht. deriÜnstiJenErtah~en an der derzeitig wirksamen Or~ 4er 
'.\erreic~sohen Wiptschafteverfassung festhalten. 

Dieunterzeiohneten Abgeordneten sind nun der MeinuDi, cla' cl1,e lieb-
, , 

tigke:l.t dieser Erklii,rungen angezweifelt werden muß. Es, gehiSl"t zu den 
• • '. • < ;" 

sioheren Itlte!U).tnisBen der Wirtsohaftswissensohaft, aber auoh zu den unbe-
" 

etra1toaren Erfahrungen der wirtsohaftspolitisohen !Taxie, ~aclas trasencie 
, . . ., 

Bl(j~ent der s02lial~n Marktwirtsohaft der freie Wettbewerb ist:l duroh den 

allein 4as,freie U~ternehmel'tum .-eine ReohtfertisuJ'l8' ~rfährt und. der so ... 
ziale Cbarkter cler iJ4arktwir1isohaft gesohaffen Wird, weil deZ' Kach~JÜsmue 

48. Wirtsohaf:tsabl~ufes eins1;ändiges, .Ausriohten auf die WUnsobedeaXon­

aumenten erzwingt. 

Abgesehen dav.on, daß wir nooh ein.e' ~eihe von dirigistisohen W~%'t- ' 
• :1 

IJobaf$elenkungsgesetzes aus der Zeit der ~iegswirt8cihaft beeit.zen,. und 
Rar euoh in Bere~phen, wo s~e nioht mehr notwendig wären, ist der Wett-

. " , " . 

bewarb durch den Z~eammeneohlua Ton Unternehmungen zum Zwecke derPrais .... 

featsetaung urld da~ ta tsäohliohe Verhalten Dl81"ktbEiherrsohender GrcBunt'erneh-'. . '," . .. "'. " . , . . \ . . 

mu.n,eft bzw. Unter~ehmungegruppen (Monopole und Oligopol.e) .tark einge ... 
. . I!' . . 

.~I'änkt, wenp. n~cht ganz ausge.oha~tett wall sowohl li1t den Gl'U~eätzen 

der clelD9k:ratisohen:Fre1~e,it unvereinbar iet ale 8110h die Ent1'altullgsmöglioh­

kelten unserer Wirtschaft 1l~4 ali~emeine WohlstandlbilduAtl ben1~dert. 
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Die Anfragesteller sind sich wohl bewußt, daß die Schaffung des vollen 

Wettbewerbes in einem so kleinen MarId wie de 11 äst errej,Ghischen auf eroße 

Schwierigkeiten st8ßt und daß es Marktbereiche eibt, in denen er, wie z.B. 

in der Landwirtsoha'tt:1 nUr sehr unvollständig lfler.zustel1en ist. Auch kön­

nen selbst bei einem grundsätzlichen Kartellverbot Maßnahmen nicht verur­

teil t werden, die der Konkurrenzfähigkeit öst erreichischer Ws ren auf dem 

Weltmarkt. der Rationalisierung und der Krisenbekämpfung dienen~ 
, , 

Dennoohmuß aber der Weg gegen die künstliohen und ungesunden 

Wettbewerbsbeschränk~ngen beschritten werden, weil sonst die Ausbreitung der 

zentralistis,chen und dirigistischen !rendenzen des Staates .hicht einge-

dämmt werden kann., Es genügt nicht, gegen das "Kartellunwesenn nur zu 

polemisieren, es gebügt nioht, die Kartelle zur Registrierung zu ve l\o'O 

pfllohten, und es genügt schließlich nioht, Clie Kartellbildung zu gestatten 

und nur ihre "mißbräuchliche" Handhabung zu verbieten. Vielmehr wird es 

notwendig sein, Beschrä~ngen des Wettbewerbes grundsätzlich durch Gesetz 

zu untersagen und dort Ausnahmen zu gestatt~n, wo es das allgemeine wirt­

schaftliche Erford~rnis verlangto 

Die unterzeichneten .Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

kanzler die 

" n f. rag e. 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, zu erklären, wie 

1. die Bundesregierung in der Frage der Heretellung des freien Wett­

bewerbes in den Bereichen, wo dieser in<Sglich ist, grundsätzlich denkt. 

2. 'WaB in dem Falle, daß die Bundesregierung von der Notwendigkeit 

geset$licher Maßnahmen gegen die Wettbewerbsverhinderung sein sollte, 

die Auffassung der Bundesregierung ist. Kartellverbot oder Bpkämpfung 

des Mißbrauches; und ist schließlich 

}. die Bundesregierung bereit~ einen diesbezüglichen Gesetzesentwurf 

aus~uarbeiten und in absehbarer Zeit dem Nationalrat zur i9handlungvor­

zulegen? 

......... 11:1,.80 ....... 
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